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Entscheidungsbefugnisse Angehöriger im finalen Lebensstadium
Sachverhalt

Ein verbeiständeter Mann (Art 392/1 und 393/2 ZGB) hat seit Jahren eine Lebenspartnerin. Die beiden sind nicht verheiratet, der Mann hat eine Ex-Frau und volljährige Kinder aus seiner Ehe. Der Mann ist nicht mehr urteilsfähig (Demenz) und wohnt in einem Heim.
Die Lebenspartnerin fragt uns nun an, ob sie – falls zu einem späteren Zeitpunkt entschieden werden muss, ob bei diesem Mann lebenserhaltende Massnahmen getroffen werden sollen (z.B. falls er in ein Koma fallen würde) – entscheiden kann resp. wer diese Entscheidung treffen kann (dasselbe, wenn es darum ginge den Mann für wissenschaftliche Zwecke nach seinem Tod zu untersuchen).
Für uns stellen sich aufgrund dieser Fragen allgemein folgende weiteren Fragen:
· Wie können wir vorgehen, dass diese Frau bei medizinischen Entscheidungen (mit)entscheiden kann? 

· Wie sieht die gleiche Situation bei jemandem aus, der keine Kinder hat? 

· Kommen wir als Beistände/Beiräte/Vormunde/Vormundschaftsbehörde in Situationen wo wir solche Entscheidungen treffen müssen? Wenn ja wann? 

Erwägungen

1. Die Frage tangiert drei Themenbereiche: Erstens die Weisungsbefugnisse des Patienten,  zweitens die Vertretungsmöglichkeiten für urteilsunfähige Personen in gesundheitlichen Belangen, und drittens der Schutz Verstorbener, deren Rechtspersönlichkeit (Art. 31 ZGB) erloschen ist.

2. Wer vorsorgen will, dass seine medizinische Betreuung auch dann seinem Willen entsprechend erfolgt,  wenn er/sie nicht mehr fähig ist, konkrete Anweisungen zu treffen, kann dies in Form einer Vorsorgevollmacht.  Es handelt sich dabei um grundsätzlich formfreie, einseitige Willenserklärungen, durch welche bestimmte Dritte zur Stellvertretung ermächtigt werden (Peter Breitschmid/Johannes Reich, Vorsorgevollmachten – ein Institut im Spannungsfeld von Personen-, Vormundschafts-, Erb- und Obligationenrecht, in ZVW 2001 S. 145).  Beschränken sich die vorsorglichen Anordnungen auf konkrete Situationen und Handlungen, so kann auch im Rahmen einer Patientenverfügung (wie sie beispielsweise der Dachverband Schweizerischer Patientenstellen DVSP zur Verfügung stellt) angeordnet werden, welche medizinischen lebensverlängernden Intensivmassnahmen vorgenommen oder unterlassen werden sollen, wer als Angehöriger zur Entscheidfindung beizuziehen sei und was mit dem Leichnam zu geschehen habe (Freigabe zur Organspende, zur Obduktion, zur wissenschaftlichen Forschung und Ausbildung etc). Geht es nur um das Einverständnis zur Organspende, genügt der Besitz eines Organspenderausweises (Bezug: Les As.de Coeur, case postale, 3963 Venthône).


3. Wer keine derartigen Anordnungen trifft, legt den Entscheid in die Hände der Ärzte. Diese handeln nach den einschlägigen medizinisch-ethischen Richtlinien der Akademie der medizinischen Wissenschaften (www.samw.ch, wo sämtliche Richtlinien abrufbar sind, insbesondere auch einige neue sich in Vernehmlassung befindliche), namentlich den Medizinisch-ethischen Richtlinien für die ärztliche Betreuung sterbender und zerebral schwerst geschädigter Patienten (zur Zeit in Revision). Gemäss diesen Richtlinien handelt das ärztliche Personal bei urteilsunfähigen, äusserungsunfähigen und bewusstlosen Personen primär entsprechend der Diagnose und der mutmasslichen Prognose (zu erwartende Lebensumstände). 

Der mutmassliche Wille des Patienten ist bei unbestimmter Prognose ein wichtiger Wegweiser. Zur Ermittlung dieses mutmasslichen Willens benötigt das ärztliche Fachpersonal entweder nachweisliche frühere Willensäusserungen des Patienten oder Informationen aus dessen engem persönlichen Umfeld. Hier können Angehörige einen wichtigen Anteil an der Entscheidfindung übernehmen. Angehörige sind Familienangehörige, aber auch Lebenspartner und eng vertraute Menschen. Die verwandtschaftliche Nähe spielt hier eine geringere Rolle als die Kompetenz, über den mutmasslichen Willen des Patienten verlässliche Aussagen machen zu können (eine vertraute Lebenspartnerin könnte dabei wichtiger werden als beispielsweise ein verfeindetes Kind). Allerdings kann sich das ärztliche Personal seiner Verantwortung nicht zum Vorneherein dadurch entziehen, dass es Anweisungen Dritter befolgt. Und mit Bestimmtheit lässt sich feststellen, dass eine Lebenspartnerin keine medizinischen Entscheidungen treffen kann, es sei denn, sie sei dazu entweder vom Patienten selbst oder durch behördliche Anordnung (Vormundin, Beiständin mit diesem Auftrag) ausdrücklich ermächtigt worden, der Entscheid sei medizinisch zu vertreten und er entspreche dem mutmasslichen Willen des Patienten oder es handle sich um eine Geschäftsführung ohne Auftrag (OR 419) in einer Notstandssituation (Art. 34 StGB). 

4. Vormunde und von der Vormundschaftsbehörde hiezu gemäss Art. 418 ZGB besonders mandatierte Beistände, nicht aber Beiräte (vergleiche H.M. Riemer, Die Vertretung bei der Ausübung von Rechten, die unmündigen oder unter einer vormundschaftlichen Massnahme stehenden Personen „um ihrer Persönlichkeit willen zustehen“, in ZVW 216 f. Fn 3 und 4 sowie S. 218 Fn 8) können  in die Lage kommen, medizinische Eingriffe zu veranlassen oder ihnen zuzustimmen. Zu erinnern sei in diesem Zusammenhang auch an den Fall des schwangerschaftsunterbrechenden Eingriffs an Urteilsunfähigen, welcher der Zustimmung des gesetzlichen Vertreters bedarf (Art. 119 Abs. 3 rev. StGB, in Kraft seit 1.10.2002). Grundsätzlich hat sich die Vormundschaftsbehörde operativ selbst nie mit derartigen Entscheidungen zu befassen, weil solche Handlungen nicht unter die zustimmungsbedürftigen Geschäfte (namentlich gemäss Art.  419, 421 und 422 ZGB) fallen. Sie hat höchstens einen Beistand mit der Wahrung entsprechender Interessen zu beauftragen. Wie oben dargelegt können auch vormundschaftliche Betreuer/innen keine ärztlichen Entscheide herbeiführen, welche medizinisch nicht vertretbar sind, und sie haben sich bei ihren Entscheiden allein am Mündelwohl und dem mutmasslichen Willen der betreuten Person zu orientieren.

5. Die Freigabe des Leichnams zu wissenschaftlichen Zwecken fällt unter den Schutz des Totenfriedens. Obwohl eine klare positivrechtliche Regelung fehlt, nehmen Lehre und Rechtsprechung an, gewisse Persönlichkeitsrechte dauerten über den Tod hinaus (vergl. BGE 129 I 302, insbes. 309), weshalb die Verwendung des Leichnams zu wissenschaftlichen Zwecken ohne Ermächtigung ein rechtswidriger Eingriff in die Persönlichkeitssphäre darstellt und gestützt auf Art. 262 Ziff. 2 StGB sogar strafbar ist (BGE 112 IV 36). 
Mit freundlichen Grüssen
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